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umfaßt. Bei der Feststellung des Schadens sind 
solche Vermögensnachteile des Betriebes nicht zu 
berücksichtigen, die auf pflichtverletzendes Han­
deln oder sachlich unangemessene Maßnahmen 
anderer Betriebsangehöriger bei der Feststellung, 
Abwendung, Minderung oder Behebung des 
Schadens zurückzuführen sind (vgl. Urteile des 
Obersten Gerichts vom 1. April 1936, Za 4/65 und 
vom 2. Juli 1965, Za 8/65, a. a. O.).

2.4. Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetz­
buches über Verzugszinsen und Prozeßzinsen sind 
auf dem Gebiet des Arbeitsrechts nicht anzuwen­
den (vgl. § 1 Abs. 2 Buchst, d des Einführungs­
gesetzes vom 12. April 1961 zum Gesetzbuch der 
Arbeit [GBl. I S. 49]).
Dem Betrieb unmittelbar durch das arbeits- 
pflichtverletzende Handeln'des Werktätigen ent­
standene bzw. entgangene Zinszahlungen gehö­
ren zum direkten Schaden, sofern der Betrieb 
diese Zinsen bei pflichtgemäßem Handeln des 
Werktätigen nicht zu zahlen gehabt bzw. erhal­
ten hätte. Zinsen, die der Betrieb im Zusammen­
hang mit der Abwendung, Minderung oder Be­
hebung des durch arbeitspflichtverletzendes Han­
deln eines Werktätigen entstandenen Schadens 
aufzuwenden hat (z. B. bei Aufnahme eines Kre­
dits), gehören zum Folgeschaden und können des­
halb nur im Falle vorsätzlicher Schadensverur­
sachung als Teil des gesamten Schadens geltend 
gemacht werden (vgl. Urteile des Obersten Ge­
richts vom 10. Januar 1963, Za 31/62, OGA 4 S. 67, 
Arbeit und Arbeitsrecht Heft 10-1963 S. 231 und 
vom 19./21. Februar 1966, Wa 1/65).

2.5. Ein Schaden kann zu einem Teil durch fahrläs­
siges und zu einem anderen Teil durch vorsätz­
liches Handeln des Werktätigen verursacht wor­
den sein. In diesem Fall tritt die materielle Ver­
antwortlichkeit des Werktätigen entsprechend 
dem Anteil der fahrlässigen und vorsätzlichen 
Schadensverursachung nach den hierfür maßge­
benden Rechtsvorschriften nebeneinander ein 
(vgl. Urteil des Obersten Gerichts vom 29. Juni 
1962, Za 17/62, OGA 3 S. 266, Arbeit und So­
zialfürsorge Heft 19/1962 S. 425).

2.6. Soweit die Höhe des direkten oder gesamten 
• Schadens trotz Ausschöpfung der dem Gericht zur

Verfügung stehenden, sachlich angemessenen 
Aufklärungsmittel nicht mit Bestimmtheit fest­
gestellt werden kann, ist eine Schätzung des 
Schadens unter Zugrundelegung aller vom Ge­
richt hierzu festgestellten Umstände zulässig.

A Diese Umstände sind in den Gründen der Ent­
scheidungen darzulegen (vgl. Urteil des Obersten 
Gerichts vom 2. Februar 1962, Za 6/61, OGA 3 
S. 228, Arbeitsrecht Heft 7/1962 S. 220).’

3. Arbeitspflichten und Arbeitspflichtverletzung

3.1. Die Arbeitspflichten der Werktätigen ergeben sidi 
aus Gesetzen und anderen Rechtsvorschriften, 
aus kollektivvertraglichen Regelungen, aus dem 
Arbeitsvertrag, aus betrieblichen Leitungsakten 
und aus allgemeinen oder besonderen Weisungen 
des Betriebsleiters und der leitenden Mitarbeiter 
in Ausübung des ihnen gesetzlich zustehenden 
Weisungsrechts einschließlich der vorübergehen­

den Übertragung einer anderen Arbeit (§ 9 
Abs 3, §§ 24 ff. GBA und § 43 Absätze 3 und 4 der 
Verordnung vom 9. Februar 1967 über die Aufga­
ben, Rechte und Pflichten des volkseigenen Pro­
duktionsbetriebes [GBl. II S. 121]). Die Arbeits­
pflichten sind Bestandteil des Arbeitsrechtsver­
hältnisses zwischen dem Werktätigen und dem 
Betrieb. Sie begründen für die Werktätigen ver­
bindliche Anforderungen an ihr Verhalten bei 
der Arbeit und Anwesenheit im- Betrieb sowie 
bei der Erfüllung von Arbeitsaufgaben außer­
halb des Betriebes. Der Inhalt und die Bedeu­
tung der durch schuldhaftes und schädigendes 
Handeln des Werktätigen verletzten Arbeits­
pflicht sind in Fällen fahrlässiger Schadensver­
ursachung bei der differenzierten Festsetzung des 
von ihm zu leistenden Schadenersatzes zu be­
rücksichtigen (vgl. Urteile des Obersten Gerichts 
vom 5. Januar 1968, Ua 8/67, Neue Justiz 1968 
S. 254. Arbeit und Arbeitsrecht Heft 13/1968 S. 367 
und vom 9. April 1968, Za 2,68, Neue Justiz 1968 
S. 446, Arbeit und Arbeitsrecht Heft 18 1968 
S. 527).

3.2. Die Gerichte haben in Streitfällen über die mate­
rielle Verantwortlichkeit von Werktätigen zu 
prüfen, welche Arbeitspflichten der Werktätige 
zu erfüllen hatte sowie ob und wodurch er seine 
Arbeitspflichten verletzt hat. Dabei ist auch zu 
prüfen, ob dem Werktätigen alle Voraussetzungen 
zur Erfüllung der Arbeitspflichten gegeben wa­
ren. In der Entscheidung ist das Ergebnis dieser 
Prüfung ausreichend darzulegen, um auch hier­
durch auf die Entwicklung des Pflichtbewußt­
seins und die Überwindung der Ursachen für 
Schäden am sozialistischen Eigentum einzuwir­
ken.

4. Ursächlichkeit
4.1. Die Verpflichtung eines Werktätigen zum Scha­

denersatz setzt gemäß §112 Abs. 2 GBA voraus, 
daß er den Schaden am Betriebsvermögen durch 
schuldhaftes, arbeitspfliehtverletzendes Handeln 
verursacht hat. Der ursächliche Zusammenhang 
ist dann gegeben, wenn unter den zum Schaden 
führenden Umständen das arbeitspflichtverlet­
zende Handeln des Werktätigen der für den Ein­
tritt des Schadens notwendige, wesentliche und 
bestimmende Umstand war. Bestehen diese Be­
ziehungen zwischen dem Schaden und dem ar- 
beitspflichtverletzenden Handeln des Werktäti­
gen nicht, liegt die vom Gesetz geforderte Ur­
sächlichkeit und damit eine der Voraussetzun­
gen für den Eintritt der materiellen Verantwort­
lichkeit nicht vor. Die Anwendung von Kausali- 
tälsvermutungen ist unzulässig (vgl. Urteil des 
Obersten Gerichts vom 14. Juni 1963, Za 19 63).

4.2. Die Feststellung des ursächlichen Zusammenhan­
ges zwischen dem schuldhaften, arbeitspflichtver­
letzenden Handeln und dem Schaden erfordert 
vom Gericht eine umfassende Prüfung aller Um­
stände des gegebenen Falles, bei der ihre ob­
jektiven Zusammenhänge aufzudecken und unter 
dem Gesichtspunkt der Ziff. 4.1. zu beurteilen 
sind. Das setzt eine allseitige Sachaufklärung un­
ter Ausschöpfung aller Beweismöglichkeiten vor­
aus. Die Feststellung der Kausalität unterliegt 
allein der Entscheidung des Gerichts.


